
N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 15. August 1996 Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.12 Uhr

                          Ende: 21.14 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  16.50 Uhr bis 17.24 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer



2. Stellv. Stadtpräsident Kempe

1. Schriftführer:
Herr Kratzat



Herr Schwardt

2. Schriftführer/in:
Herr Meyer



Frau Engelke

Ratsmitglieder:
Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester, 

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Guta, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, 

Herr Huckriede, Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Herr Kolb, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, Herr Meyer, Herr Moriz, Frau Oschmann, Herr Oschmann, Herr B. Petersen, Herr Dr. Piltz, Herr Raupach, 



Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke, 

Herr Schreiber, Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke, Herr Silz, Frau Stöcken, Herr Tank, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Wetzel, Herr Witt, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Herr Kirkskothen, Herr Moriz, Herr Dr. Piltz,



Frau Schattke

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürgermeister Zimmer,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadträtin Bommelmann

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Frau Thomsen (Amt für Organisation und Verwaltungsre-



form)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüße die


Anwesenden.

Sie teilt mit, daß sich 4 Mitglieder der Ratsversammlung entschuldigt ha​ben, so daß während der Sitzung 45 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

Anschließend erheben sich alle Anwesenden, um des verstorbenen Fraktionsge​schäftsführers der SPD-Ratsfraktion Sönke Kaiser zu gedenken.

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsident   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehö​rigen Nachtragstagesordnungen sind


mit einer Zusammenstellung vom 12. August 1996 nachgeschickt


und


mit einer weiteren Zusammenstellung auf den Tisch gelelegt worden.


Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


Änderungen zur Tagesordnung


Öffentliche Sitzung


Aus dem Magistrat

Punkt 43. Schaffung der planerischen und baurechtlichen        - Drs. 598 -



Voraussetzungen für zusätzliche Baugrundstücke



im Ortsteil Kiel-Hammer



Bürgermeister Zimmer



- Im Magistrat zurückgestellt -


Dieser Punkt steht damit nicht zur Beratung an.

Die Dringlichkeit aller nachgereichten und auf den Tisch gelegten Anträge


und Vorlagen wird einstimmig anerkannt.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die CDU-Ratsfraktion bei Punkt 33 den Ursprungsantrag der Verwaltung zu ihrem eigenen Antrag macht. Um die Abstimmung als Alternativantrag wird gebeten.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden, geänderten Form fest.

3. Einwohner/innen-Fragestunde


Es liegen keine Anfragen vor.

4. Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde sind von den Fraktionen bzw. von Ratsmitgliedern


keine Themen angemeldet worden.


Die Aktuelle stunde entfällt damit.

5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlungen am 25. April 1996, 23. Mai 1996 und 13. Juni 1996


Die Niederschriften haben ausgelegen.


Es sind keine Einwendungen eingegangen.


Antrag:
Die Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlungen

am 25. April 1996, 23. Mai 1996 und 13. Juni 1996 werden genehmigt.


Beschluß:
Nach Antrag - einstimmig

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

a) "Offenes Rathaus für Jugend" am 2. Oktober 1996             - Drs. 582 -



als Veranstaltung zur 50. Wiederkehr der 1.



gewählten Ratsversammlung (18.10.1946)



Aktive Mitarbeit der Dezernentin/Dezernenten und



Ämter in der Vorbereitungsphase und bei der



Durchführung



Hierzu liegt folgende Mitteilung vor:

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Veranstaltung am 1. Oktober 1996 stattfinden soll, da der 2. Oktober 1996 der letzte Schultag vor den Herbstferien sei. Einige Schulen haben sich dahingehend geäußert, daß der Veranstaltungstermin unglücklich gewählt sei.



Kenntnis genommen

7. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Städtepartnerschaft "Kiel für Unicef" 1992                  - Drs. 525 -



Kenntnis genommen

b) Eingeschränkte Genehmigung der                              - Drs. 524 -



1. Nachtragshaushaltssatzung 1996



Kenntnis genommen

c) 2. Nachtragshaushaltssatzung 1996                           - Drs. 599 -



Kenntnis genommen

8. Anträge der Fraktion 

a) Nachwahl eines stellvertretenden Mitgliedes für             - Drs. 570 -



den Sonderausschuß zur Bearbeitung und Neufassung

der Zuständigkeitsordnung und der Geschäftsordnung



für die Ratsversammlung



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Für den og. Ausschuß wird als stellvertretendes Mitglied



Bernd Petersen



Fritz-Reuter-Straße 4



24159 Kiel


vorgeschlagen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

8. b) Fortschreibung des Landschaftsplanes;                       - Drs. 585 
​Beteiligung der Ortsbeiräte

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


vor:

Um den Ortsbeiräten eine angemessene Beratung des Landschaftsplan-Ent​wurfes zu ermöglichen, sollen mindestens folgende Bedingungen gegeben sein:

a) Eine schriftliche Zielplanerklärung wird Bestandteil des L-Plan-Ent​wurfs. Sie stellt dar, in welcher Weise allgemeine Grundsätze der Landschaftspflege und des Naturschutzes unter Berücksichtigung des Ist-Zustandes und in Abgrenzung zu konfligierenden Interessen im kar​tographischen Zielplan verwirklicht sind. Das betrifft insbesondere:



1. Die Veränderungen des fortzuschreibenden derzeit gültigen L-Plans;

2. Bezugnahme auf die Ergebnisse der vorliegenden Umweltverträglich​keitsstudie (UVS) zum F-Plan-Vorentwurf;

3. Die Abstimmung mit L-Plänen angrenzender Gebietskörperschaften be​sonders im Hinblick auf den regionalen Biotopverbund.

b) Übersendung des vollständigen (mindestens bezogen auf den Zuständig​keitsbereich des jeweiligen Ortsbeirates) L-Plan-Materials an alle Ortsbeiräte;

c) Erläuterung des L-Plan-Entwurfs durch ein Mitglied der Verwaltung auf einer Ortsbeiratssitzung;

d) Die Abgabefrist für Stellungnahmen der Ortsbeiräte richtet sich nach deren abschließender Beratung gemäß GO.

8. b) Fortschreibung des Landschaftsplanes; Beteiligung           - Drs. 585 ​
der Ortsbeiräte

Ratsherr   K o l b   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) teilt mit, daß im neuen An​trag das 3. Wort unter Punkt a) Zielplanerläuterung heißen soll und nicht Zielplanerklärung.

Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) beanstandet, daß die Ortsbeiräte den Landschaftsplanentwurf erhalten haben, die Selbstverwaltung und die Fraktionen jedoch nicht.

Stadtbaurat   D r .   F l a g g e   (SPD) teilt mit, daß das Verfahren eingeleitet und die Ortsbeiräte bereits beteiligt sind. Die Umweltver​träglichkeitsprüfung ist Ergänzungsmaterial zum F-Plan und wird zum ge​gebenen Zeitpunkt vorgelegt. Punkt a) 1. kann im laufenden Verfahren nicht mehr dargestellt werden, da sonst alle laufenden Termine gefährdet werden.

Stellv. Stadtrat   R o g a c k i   (CDU) beantragt die Überweisung des Antrages an den Umweltausschuß.


Beschluß:  Antrag abgelehnt - mit Mehrheit-

Ratsherr   K o l b   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) verzichtet auf Punkt a) 1.


und bittet zu Protokoll zu nehmen:

"..., daß die unter Punkt c) entsandten Menschen der Bauverwaltung das beherzigen, und merken Sie es sich auch in bezug auf die Vorlage dieses Landschaftsplanes hier in der Ratsversammlung. Also dort werde ich so einen schriftlichen Bericht, der genau diesen Punkt 1. a) aber enthält, einfordern. Ganz klar. Und Sie haben dann genügend Zeit, ihn zu schrei​ben."

Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) stellt folgenden Alternativantrag:

"Die Verwaltung wird gebeten, bei allen Ortsbeiratssitzungen zum Land​schaftsplan alle notwendigen Informationen und Abwägungsprozesse aus​führlich vorzustellen und zu erläutern."

Die Begründung wird von der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN übernom-


men.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt beide Anträge alternativ zur Abstimmung. Dabei erhält die Drs. 585 mit Streichung a) 1. und "Ziel- planerläuterung" die Stimmenmehrheit.

c) Nachwahl eines Bürgerlichen Mitgliedes im
- Drs. 602 -


Umweltausschuß


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


Herr Heinz Kaufmann



Gaußstraße 42



24143 Kiel


wird in den Umweltausschuß gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

d) Finanzdefizit an den Bühnen der LHS Kiel
- Drs. 620 -




- Drs. 625 -

Die Dringlichkeit der Tischvorlagen wurde bei der Genehmigung der Tages​ordnung anerkannt.

Bürgermeister   Z i m m e r   (CDU) teilt mit, daß die Zahlen zu den Punkten 1 und 2 erst geliefert werden können, wenn der Jahresabschluß der Spielzeit 1995/96 vorliegt. Die unter 2. c) genannten Mehrausgaben sind dem KLT zurechenbar.

Zu 4. und 5. teilt er weiterhin mit, daß im Kulturausschuß bereits das zukünftige Controlling vorgestellt wurde und daß die Mehrausgaben in den nächsten Spielzeiten durch Sperrung von gewissen Beträgen ausgeglichen werden sollen.

Alle endgültigen Zahlen werden im September dem Kulturausschuß und der


Ratsversammlung vorgelegt.

Ratsfrau   H e l m i g   (CDU) stellt folgenden Ergänzungsantrag:

"Der Theaterdezernent wird gebeten, Vorschläge zu erarbeiten, wie im Falle einer Entlassung des KLT die Spielzeit 1996/97 bis zur Wahl eines Generalintendanten übergangsweise geleitet werden kann."

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) beantragt die Zurückstellung des CDU-



Ergänzungsantrages.



Beschluß über den Ergänzungsantrag der S-U-K-Ratsfraktion:



Nach Antrag - einstimmig -



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag der SPD-Ratsfraktion:



Nach Antrag - einstimmig -



Beschluß über den erweiterten Ursprungsantrag:



Nach Antrag - einstimmig -

e) Umbesetzung im Ausschuß für Soziales, Jugend und            - Drs. 621 -



Gesundheit des Deutschen Städtetages, Schleswig-



Holstein



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Für das aus dem Ausschuß für Soziales, Jugend und Gesundheit des Deut​schen Städtetages, LV Schleswig-Holstein, ausgeschiedene Mitglied Maren Nitzke-Frank wird




Stadträtin




Annegret Bommelmann



als Mitglied des Ausschusses gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

f) Nachwahl eines Mitgliedes im Ausschuß für Soziales          - Drs. 622 -



Jugend und Gesundheit des Städtetages Schleswig-



Holstein



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:



Ratsfrau






Birgit Stöcken






Hansastraße 64 a






24118 Kiel

wird als Mitglied in den Ausschuß für Soziales, Jugend und Gesundheit



des Städtetages Schleswig-Holstein gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

9. Betreff:  Bericht des Sonderausschusses Sanierung              - Drs. 475 
​Schauspielhaus


Berichterstatter:  Stadtrat Raupach

Antrag: 1. Den in dem Bericht getroffenen Feststellungen wird zugestimmt.




  2. Der Sonderausschuß wird aufgelöst.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

9. Bericht des Sonderausschusses Sanierung Schauspielhaus         - Drs. 475 -

Während einer lebhaften Diskussion zwischen den Mitgliedern der Ratsver​sammlung macht Bürgermeister   Z i m m e r   (CDU) zwei persönliche Bemer​kungen:

"1. Auf Seite 5 wird das "Bedauern" der Herren Bohn und Büchel wiedergege​ben, ich hätte nicht jene Zeit für Umbauüberlegungen gehabt, die sie sich wünschten. Bei aller Belastung durch die Haushaltsgespräche für 1995 habe ich immer Zeit für wichtige Gespräche über das Theater ge​habt. Der springende Punkt ist allerdings, daß das Bedürfnis und die Bereitschaft der Herren Bohn und Büchel, mich umfassend und kontinuier​lich zu unterrichten, schwach ausgeprägt waren und sind. Aus meiner Aussage auf Seite 8 des Berichtes ergibt sich, daß auch mehrmalige ernsthafte Bitten von mir nichts gefruchtet haben. Wir haben es hier nicht mit Problemen meines Zeitbudgets, sondern mit den Persönlich​keitsstrukturen der Herren Bohn und Büchel zu tun.



2. Der Vorwurf auf Seite 11, ich sei weder an die Kämmerei noch an die

Selbstverwaltung mit Anträgen herangetreten, die den Umbau forciert hätten, ist abwegig. Ich habe dem Ausschuß dargelegt, daß der auf In​itiative von Rot und Grün am 15. September 1994 in der Ratsversammlung gefaßte Grundsatzbeschluß einen Verwaltungsantrag überflüssig gemacht hat. Danach lief alles seinen geordneten Verwaltungsgang, bis im Novem​ber 1994 Sand ins Getriebe kam. Ich war nicht der Sandstreuer. Dennoch erarbeitete die Verwaltung so zügig das Raumprogramm, daß es bereits in der Sitzung der Ratsversammlung am 15./16. Dezember 1994 beschlossen werden konnte. Dieses Raumprogramm war dann die Grundlage für die Er​stellung der HU-Bau. Konkrete Anträge zur Finanzierung konnten aber we​gen dieser Sachlage in dem fraglichen Zeitraum noch nicht an die Kämme​rei gestellt werden. Unabhängig davon waren schon lange vorher von der Verwaltung, auch von mir, bezüglich der FAG-Zuschüsse Gespräche mit dem Kultusministerium geführt worden."



Beschluß über Punkt 1.: Nach Antrag - mit Mehrheit



Beschluß über Punkt 2.: Nach Antrag - einstimmig

10. Betreff:  Verwaltungsreformmodell Kiel                         - Drs. 557 
​hier: Beratung der Leistungskontrakte für 1997


Berichterstatter:  Oberbürgermeister

Antrag: Die Ratsversammlung stimmt dem anliegenden Konzept des Amts für Or​ganisation und Verwaltungsreform zu. Der Magistrat und die betei​ligten Ausschüsse werden aufgefordert, einen zügigen Ablauf der Be​ratungen sicherzustellen, so daß die Ratsversammlung die Leistungs​kontrakte für 1997 am 12. Dezember 1996 zeitgleich mit dem Haus​haltsplan für 1997 beraten kann.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff:  Festlegung von Eignungsräumen für                    - Drs. 574 ​Windenergienutzung


Beschluß:   Kenntnis genommen

12. Betreff:  Kieler Klimaschutzfonds                              - Drs. 575 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: 1. Dem beiliegenden Vertrag zwischen der Landeshauptstadt Kiel und den Stadtwerken Kiel AG über die Errichtung des Kieler Klima​schutzfonds wird zugestimmt.

2. Die beiliegenden Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen zu Klimaschutzmaßnahmen (Förderrichtlinien Kieler Klimaschutz​fonds) werden beschlossen.

3. Als Gründungsmitglieder des Beirates "Kieler Klimaschutzfonds" werden folgende Personen berufen:






Direktor Hans Berger, Sparkasse Kiel






Margarete Böge, Unternehmerin, Wulff Textil-Service GmbH

Prof. Dr. Ninon Colneric; Präsidentin des Landesarbeitsgerichtes Prof. Dr. Volkmar Helbig, Physiker, Christian-Albrechts-Univer​sität Kiel, "Bürgerforum Klimaschutz"

Chefredakteur Jürgen Heinemann, Kieler Nachrichten

Direktor Dr. Klaus Rave, Investitionsbank Schleswig-Holstein Direktor Eckhard Sauerbaum, Stadtwerke Kiel AG

Stadtrat Erich Schirmer, Umweltdezernent, Landeshauptstadt Kiel Prof. Dr. Hartmut Kreß, Theologe, Christian-Albrechts-Universi​tät Kiel


Vertagt

12. Kieler Klimaschutzfonds                                        - Drs. 575 -


Stadtrat

S c h i r m e r   (SPD) verweist auf die gemäß Magistratsbe-

schluß vom 14. August 1996 geänderte Vorlage und teilt dann mit, daß die Förderrichtlinien der Ursprungsvorlage weiterhin gelten.

Des weiteren gibt er eine Protokollnotiz aus dem Umweltausschuß bekannt:

"Die Formulierung war, daß aus dem Klimaschutzfonds keine Unternehmer bezu​schußt werden, die die beantragten Fördermaßnahmen geschäftsmäßig herstel​len, vertreiben oder zu Werbezwecken einsetzen."

Nach kurzer Debatte, ob die im Umweltausschuß beschlossene Vorlage heute


geändert hätte vorgelegt werden dürfen, übernimmt Ratsherr 


S c h w a r d t   (SPD) die auf den Tisch gelegte Neufassung der Vorlage als Fraktionsantrag der SPD-Ratsfraktion und der Ratsfraktion Bündnis 90/ DIE GRÜNEN.

Stellv. Stadtrat   R o g a c k i   (CDU) beantragt die Vertagung beider


Anträge.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt diesen Geschäftsordnungsantrag zur Abstimmung. Dabei wird die für die Vertagung erforderliche 1/3-Mehrheit der Anwesenden erreicht.

13. Betreff:  Nachwahl eines Mitgliedes für den Kultursenat der    - Drs. 579 




​LHS Kiel


Berichterstatter: Stadträtin Schuckenböhmer

Antrag: Für das ausscheidende Mitglied Frau Prof. Dr. Karin Peschel wird Herr Prof. Dr. Ruprecht Haensel in den Kultursenat gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  Teilnahme an der Biennale "ArtGENDA" 1998            - Drs. 580 -


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer

Antrag: Der Beteiligung der Landeshauptstadt Kiel an der Biennale 




"ArtGENDA" im Jahre 1998 wird vorbehaltlich der Verfügbarkeit der



erforderlichen Haushaltsmittel in 1997 und 1998 zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit- bei 4 Gegenstimmen

15. Betreff:  Änderung der Entgeltsordnung für die Bühnen der
- Drs. 554 -




LHS Kiel


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: Dem anliegenden 2. Nachtrag zur Entgeltsordnung für die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  Fahrpreisermäßigung für Arbeitslose und
- Drs. 560 -




SozialhilfeempfängerInnen

hier: Überplanmäßige Ausgabe bei der HHSt. 493.787


Berichterstatter:  Stadträtin Bommelmann

Antrag: Zugestimmt wird einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushalts-

stelle 493.787 - Leistungen zum Ausgleich von Fahrpreisermäßigungen (Arbeitslosenticket) - in Höhe von
145.000,00 DM.



Deckung wird ermöglicht durch



- Mehreinnahmen bei der HHSt 419.174 in Höhe von
33.560,00 DM

- Erstattungen vom sonstigen öffentlichen Bereich -



- Minderausgaben bei der HHSt 493.780 in Höhe von
111.500,00 DM




- Krankenversorgung nach § 276 LAG -


Vertagt

16. Fahrpreisermäßigung für Arbeitslose und Sozial-
- Drs. 560 -


hilfeempfänger/innen


hier: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle 493.787

Ratsherr   P e t e r s e n   (S-U-K) beantragt Vertagung für diesen Antrag. Es besteht noch Beratungsbedarf in der S-U-K-Ratsfraktion.

Beschluß: Vertagt - dabei wird die für die Vertagung erforderliche




1/3-Mehrheit der Anwesenden erreicht.

17. Betreff:  Benutzungs- und Entgeltsordnung für die
- Drs. 550 -




Einrichtungen des Jugendamtes


Berichterstatter:  Stadträtin Bommelmann

Antrag: Aufgrund der §§ 27 Abs. 1 und 28 Abs. 1 Nr. 10 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 1. April 1996 (GVOBl. Schl.-H., S. 322) wird die anliegende Benutzungs- und Entgeltsord​nung für die Einrichtungen des Jugendamtes beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff:  Einrichtung eines Jugendhilfezentrums in
- Drs. 551 -




Gaarden


Berichterstatter:  Stadträtin Bommelmann

Antrag: Die Verwaltung wird beauftragt, die finanziellen, sächlichen und organisatorischen Voraussetzungen für die Einrichtung eines "Ju​gendhilfezentrums Gaarden" in der Kaiserstr. 92 (ehem. Deutsch-Tür-



kisches Volkshaus) zu schaffen.

18. Einrichtung eines Jugendhilfezentrums in Gaarden               - Drs. 551 -

Ratsherr   K r a m e r   (CDU) beantragt hilfsweise Zurückstellung des An​trages und stellt folgenden Änderungsantrag:

"Der Antrag wird wie folgt geändert: Das letzte Wort des Antrages 'zu


schaffen' wird ersetzt durch 'zu ermitteln'".

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) teilt mit, daß die SPD-Ratsfraktion den Änderungsantrag übernimmt, um eine eventuelle Vertagung zu vermeiden.


Beschluß über den Änderungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über Drs. 551 in der nun vorliegenden geänderten Fassung:


Nach Antrag - einstimmig

19. Betreff:  Erhaltungssatzung "Gartenstadt Elmschenhagen" für    - Drs. 478 
​das Gebiet Kiel-Elmschenhagen, zwischen Preetzer

Chaussee, Ellerbeker Weg, Weinberg/Tiroler Ring, Salzburger Straße, Klagenfurter Weg, Bebauung um den Andreas-Hofer-Platz, rückwärtige Grundstücksgrenzen Linzer Weg 21-49 (ungerade), Wiener Allee

(Teil 1) und für die Grundstücke Tiroler Ring 521-




619 (ungerade)(Teil 2)-Aufstellungsbeschluß


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Für das Gebiet Kiel-Elmschenhagen, zwischen Preetzer Chaussee, El​lerbeker Weg, Weinberg/Tiroler Ring, Salzburger Straße, Klagenfur​ter Weg, Bebauung um den Andreas-Hofer-Platz, rückwärtige Grund​stücksgrenzen Linzer Weg 21-49 (ungerade), Wiener Allee (Teil 1) und für die Grundstücke Tiroler Ring 521 - 619 (ungerade) (Teil 2) wird die Aufstellung einer Erhaltungssatzung "Gartenstadt Elmschen​hagen Nord" gemäß § 172 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch, bestehend aus beiliegendem Text und Plan, beschlossen. Das Gebiet ist in dem bei​gefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

20. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 641 für das Baugebiet Kiel-        - Drs. 479 ​
Gaarden, Kaiserstraße, Augustenstraße, Pickert-




straße, Jachmannstraße, Stoschstraße




(Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Kaiserstraße, Augustenstraße, Pickertstraße, Jachmannstraße, Stoschstraße wird die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 641 aufgestellt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

21. Betreff:  B-Plan Nr. 873 für das Baugebiet Kiel-Wik,           - Drs. 526 
​Verlängerung Schleusenstraße, Uferkante Kanal/

Schleusenanlage, Kaianlagen der Nord- und Südmole Scheerhafen, Dresdener Straße, Zeyestraße, Mecklenburger Straße, Uferstraße (Aufstellungs​beschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Wik, Verlängerung Schleusenstraße, Uferkante Kanal/Schleusenanlage, Kaianlagen der Nord- und Südmole Scheerha​fen, Dresdener Straße, Zeyestraße, Mecklenburger Straße, Uferstraße wird der Bebauungsplan Nr. 873 aufgestellt.

21. Bebauungsplan Nr. 873 für das Baugebiet Kiel-Wik,              - Drs. 526 ​
Verlängerung Schleusenstraße, Uferkante

Kanal/Schleusenanlage, Kaianlagen der Nord​und Südmole Scheerhafen, Dresdener Straße, Zeyestraße, Mecklenburger Straße, Uferstraße (Aufstellungsbeschluß)

Ratsherr   W u n d e r   (CDU) beantragt Zurückstellung des Antrages, bis die Gespräche mit der Seehafen Kiel GmbH & Co. KG beendet sind, hilfsweise Vertagung.


Beschluß über den Zurückstellungsantrag: abgelehnt - mit Mehrheit

2. Stellv. Stadtpräsident   K e m p e   (SPD) stellt den Geschäftsordnungs​antrag über die hilfsweise Vertagung zur Abstimmung. Dabei wird die für die Vertagung erforderliche 1/3-Mehrheit der Anwesenden erreicht.

22. Betreff:  B-Plan Nr.875 für das Baugebiet Kiel-Wik,            - Drs. 527 ​Schleusenstraße, Schleiweg, Herthastraße,

Arkonastraße, Adalbertstraße, südlich des Bunkers,




Prinz-Heinrich-Straße (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Wik, Schleusenstraße, Schleiweg, Herthastra​ße, Arkonastraße, Adalbertstraße, südlich des Bunkers, Prinz-Hein​rich-Straße wird der Bebauungsplan Nr. 875 aufgestellt.

22. Bebauungsplan Nr. 875 für das Baugebiet Kiel-Wik,              - Drs. 527 ​Schleusenstraße, Schleiweg, Herthastraße, Arkonastraße,


Adalbertstraße, südlich des Bunkers, Prinz-Heinrich-


Straße (Aufstellungsbeschluß)

Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) legt Wert darauf, daß eine Aussage des Stadtbaurates Dr. Flagge im Protokoll festgehalten wird: "... daß die vor​handenen Sportanlagen hier nicht im Bestand gefährdet sind."


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  B-Plan Nr. 876 für das Baugebiet Kiel-Wik, Arkona-   - Drs. 528 ​
straße, Herthastraße, Zeyestraße, Tirpitzhafen,

Warnemünder Straße, Weimarer Straße, Adalbert-




straße (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Wik, Arkonastraße, Herthastraße, Zeyestraße, Tirpitzhafen, Warnemünder Straße, Weimarer Straße, Adalbertstraße wird der Bebauungsplan Nr. 876 aufgestellt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit- bei 1 Gegenstimme

24. Betreff:  Erhaltungssatzung "De Twiel" für das Baugebiet       - Drs. 529 
​Kiel-Ellerbek, Sören, Hollwisch, De Twiel,




Röhbarg (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Ellerbek, Sören, Hollwisch, De Twiel, Röh-

barg wird die Aufstellung einer Erhaltungssatzung "De Twiel" gemäß § 172 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch, bestehend aus beiliegendem Text und Plan, beschlossen. Das Gebiet ist in dem beigefügten Über​sichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:  Nutzung von Möglichkeiten für Einsparungen und       - Drs. 530 
​Durchführung erforderlicher Verbesserungen bei




der Straßenbeleuchtung


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Zur Einsparung von Kosten bei der Straßenbeleuchtung sind folgende Maßnahmen durchzuführen:

1. Die Straßenbeleuchtung am Olof-Palme-Damm zwischen dem Verkehrs​knoten Holsteinstadion und der Levensauer Hochbrücke wird nicht wieder in Betrieb genommen und demontiert.

2. Entsprechend dem Olof-Palme-Damm westlich des Holsteinstadions wird die Beleuchtung des Mettenhofzubringers außer Betrieb ge​nommen und demontiert.

3. Die Beleuchtung der Fördestraße nördlich der Schilkseer Straße wird - mit Ausnahme der Knotenpunkte - außer Betrieb genommen und demontiert.

4. die bishr versuchsweise durchgeführte Reduzierung der Beleuch​tung um 50 % im Konrad-Adenauer-Damm und in der Preetzer Chaus​see in Elmschenhagen (Ortsdurchfahrt) bleibt zunächst erhalten. Mit dem Ortsbeirat Elmschenhagen, Polizei und Ordnungsamt sind weitergehende Reduzierungen zwischen Segeberger Landstraße und Ortsausfahrt zu prüfen.

5. Eine Reduzierung der Beleuchtung um 50 % ist durchzuführen in der B 503 (zwischen Prinz-Heinrich-Straße und Holsteinstadion), im Olof-Palme-Damm (Holsteinstadion bis Eckernförder Straße) und im Ostring (Franziusallee bis Wischhofstraße und Tiefe Allee bis Masurenring). Weitergehende Reduzierungen sind mit Polizei und Ordnungsamt für den Olof-Palme-Damm im genannten Abschnitt zu prüfen.

6. In Bereichen, in denen dieses problemlos möglich ist, wird die Teilnachtabschaltung auf den Zeitraum von 20.30 Uhr bis

05.30 Uhr ausgedehnt (Gebiete mit zweilampiger Beleuchtung, rei​ne Gewerbegebiete, durch Gutachteraussagen für unbedenklich er​klärte Gebiete). Der Beschluß der Ratsversammlung vom 15.02.1996 über die vorzeitige Teilabschaltung wird insoweit ergänzt.

Für notwendige Verbesserungen der Straßenbeleuchtung sind die vor​liegenden Programme fortzuschreiben und zu gegebener Zeit die er​forderlichen Mittel zu beantragen.


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

25. Nutzung von Möglichkeiten für Einsparungen und                 - Drs. 530 
​Durchführung erforderlicher Verbesserungen bei der


Straßenbeleuchtung

Stadtbaurat   D r .   F l a g g e   (SPD) teilt mit, daß sich der Ordnungs​ausschuß noch einmal mit Punkt 6 der Vorlage befassen möchte. Dadurch wird dieser Punkt nicht zur Abstimmung gestellt.


Beschluß über die Punkte 1. - 5. der Vorlage:


Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff:  B-Plan Nr. 878 für das Baugebiet Kiel-Ravensberg,    - Drs. 561 ​Olshausenstraße, Westring, südliche und östliche

Grenze Grundstück Westring 383, östliche Verlängerung Ludwig-Meyn-Straße, Ludwig-Meyn​Straße (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Ravensberg, Olshausenstraße, Westring,

südlich und östliche Grenze Grundstück Westring 383, östliche Verlängerung Ludwig-Meyn-Straße, Ludwig-Meyn-Straße wird der Bebauungsplan Nr. 878 aufgestellt.



Das Gebiet ist im beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff:  B-Plan Nr. 858 und Aufhebung räumlicher Teil-        - Drs. 562 ​
bereiche aus den B-Plänen Nr. 345 und 377 für das

Baugebiet Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, östlich Poggendörper Weg, zwischen Rettungswache Neumühlen-Dietrichsdorf und Masurenring (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, östlich Poggendör​per Weg, zwischen Rettungswache Neumühlen-Dietrichsdorf und Masu​renring wird der Bebauungsplan Nr. 858 entsprechend dem in der Sit​zung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.



Gleichzeitig wird die teilweise Aufhebung des Bebauungsplanes

Nr. 345 (Baugebiet: Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, zwischen Indu​striebahn und Specken, Pillauer Straße) für das Baugebiet Kiel-Neu​mühlen-Dietrichsdorf, Masurenring, östliche Grenze der Garagenanla​ge, Specken und Poggendörper Weg und die teilweise Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 377 (Baugebiet östlich des Langen Rehm, zwi​schen Masurenring und Poggendörper Weg) für das Baugebiet Kiel-Neu​mühlen-Dietrichsdorf, Verkehrsfläche des Poggendörper Weges zwi​schen Masurenring und Poggendörper Weg 36, entsprechend den in der Sitzung aushängenden Plänen als Entwurf beschlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.

Gemäß § 2 Abs. 2 des Maßnahmengesetzes zum Baugesetzbuch wird von der Anwendung des § 3 Abs. 1 des BauGB (frühzeitige Bürgerbeteili​gung) abgesehen. Die Bürgerinnen und Bürger erhalten im Rahmen der öffentlichen Auslegung Gelegenheit zur Erörterung der Planung.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff:  B-Plan Nr. 845 Teil 1 für das Baugebiet Kiel-Mitte   - Drs. 563 ​
zwischen Schützenwall, Boninstraße, Kirchhofallee

und Deliusstraße unter gleichzeitiger Aufhebung des B-Planes Nr. 601 (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I.  Die Anregungen und Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. 845, der in der Zeit vom 15.03.1996 bis zum 15.04.1996 öf​fentlich ausgelegen hat, von





a) dem Umweltschutzamt





b) den Stadtwerken Kiel, Knooper Weg 75, Kiel

c) der Deutschen Telekom, Niederlassung Heide,






Rungholtstraße 9,






werden berücksichtigt,





d) dem Gewerbeaufsichtsamt, Schwedendamm 2, 24143 Kiel

e) P. J. Herrmann, Ostseestraße 3, 23689 Luschendorf, vertreten durch die Rechtsanwälte Dr. Kruse, Hansen & Sielaff, Stuhrs Allee 35, 24937 Flensburg






werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Mitte, zwischen Schützenwall, Kirchhof​allee, Boninstraße und Deliusstraße wird der Bebauungsplan

Nr. 845 Teil 1 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Gleichzeitig wird die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 601 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Schützenwall, Kirchhofallee, Bonin​straße und Deliusstraße entsprechend dem in der Sitzung aushän​genden Plan als Satzung beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:
Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff:  Widmung von Straßen im Stadtgebiet Kiel              - Drs. 564 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der anliegenden Widmungsverfügung wird vorbehaltlich der Zustimmung des Erbbauberechtigten zugestimmt.


Beschluß:
Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff:  Neufassung der Friedhofssatzung der LHS Kiel         - Drs. 565 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der beigefügten Neufassung der Friedhofssatzung der Landeshaupt-

stadt Kiel (Anlage A) sowie der Anlage 1 mit den Gestaltungsvor​schriften (Anlage B) wird zugestimmt.


Beschluß:
Nach Antrag - einstimmig -

31. Anträge der Fraktion 

Wiker Kreisel                                               - Drs. 616 
​Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Unter TOP 31 Wiker Kreisel (Drs. 566) wird dem Antragstext folgender Passus angefügt:

Die Verwaltung wird beauftragt, umgehend Nachverhandlungen mit Bund und Land aufzunehmen mit dem Ziel, Lärmschutzeinrichtungen entlang der B 503 zwischen Tunnel "Prinz-Heinrich-Straße" und dem sogenannten "Projensdor​fer Tunnel" in die Planung aufzunehmen. Dabei sollen die Höhe der Kosten sowie deren Übernahme verbindlich geklärt werden. Ein Bericht über das Ergebnis der Nachverhandlungen ist der Ratsversammlung spätestens zu den Beratungen des Haushalts 1997 vorzulegen.

31. Betreff:  Wiker Kreisel                                        - Drs. 566 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: 1. Die Abzweigung Bundesstraße 503/Prinz-Heinrich-Straße (genannt

auch "Wiker Kreisel"), ist in der Form zu erweitern, daß zur Entlastung der nördlichen Stadtteile auch Verkehrsbeziehungen von/nach Süden möglich sind. Verbunden mit dem Straßenbau ist die Umsetzung landschaftspflegerischer Ausgleichsmaßnahmen und ein erweiterter/zusätzlicher Lärmschutz an der B 503 im Bereich zwischen "Projensdorfer Tunnel" und Prinz-Heinrich-Straße. Einem Planverfahren nach dem Planvereinfachungsgesetz (d. h. Plange​nehmigung) wird im Sinne einer beschleunigten Umsetzung zuge​stimmt.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, mit dem Baulastträger über die Finanzierung der Verbesserung der vorhandenen und zusätzlich er​forderlichen Lärmschutzmaßnahmen erneut zu verhandeln.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, eine konkrete Planung für Lärm​schutzmaßnahmen vorzulegen, bevor die Baumaßnahme begonnen wird.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

31.   Wiker Kreisel                                               - Drs. 566

Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) zieht den Ergänzungsantrag der



S U K-Ratsfraktion zurück, da er nun Bestandteil der neuen Vorlage ist.



Beschluß:   Nach Antrag - mit Mehrheit bei 1 Gegenstimme

32. Betreff:  Jahresabschluß der Müllverbrennung Kiel GmbH für     - Drs. 576 ​




das Geschäftsjahr 1995


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Der Vertreter der Stadt in der ordentlichen Gesellschafterversamm​lung der Müllverbrennung Kiel GmbH wird angewiesen, nachstehenden Beschlüssen zuzustimmen:

1. Feststellung des Jahresabschlusses 1995 der Müllverbrennung Kiel GmbH und Vortrag des Jahresüberschusses von 1.265.989,53 DM auf das Rechnungsjahr 1996.

2. Entlastung des Aufsichtsrates und der Geschäftsführung für das Geschäftsjahr 1995.

3. Bestellung der Revisions- und Treuhand KG, Wirtschafts- und Prü​fungsgesellschaft, Schülperbaum 23, Kiel, zur Abschlußprüferin für das Geschäftsjahr 1996.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff:  Antragsunterlagen für einen eventuellen Weiter-      - Drs. 577 
​betrieb von Kessel 3 des Müllheizkraftwerkes


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: 1. Die Ratsversammlung nimmt Kenntnis von dem Beschluß des Auf-

sichtsrates der Müllverbrennung Kiel GmbH, vorsorglich Antrags​unterlagen vorzubereiten für eine eventuelle Antragstellung beim Gewerbeaufsichtsamt auf Verlängerung der Betriebsgenehmigung des Kessels 3 über den 30.11.1996 hinaus. Die Mitglieder des Auf​sichtsrates der MVA Kiel GmbH werden angewiesen, einer eventuel​len Beantragung auf Verlängerung der Betriebsgenehmigung des Kessels 3 beim Gewerbeaufsichtsamt nur nach zustimmender Be​schlußfassung durch die Ratsversammlung zuzustimmen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit der MVA Kiel GmbH die Verhandlungen über einen Abfallwirtschaftsverbund in der Re​gion voranzutreiben und dabei alle Möglichkeiten auszuschöpfen, die dazu führen können, die frei werdenden Kapazitäten der gemäß dem geltenden Planfeststellungsbeschluß umgerüsteten MVA Kiel zu decken.

3. Der Umweltminister des Landes Schleswig-Holstein wird gebeten, die Zielsetzungen des Landes zur Schaffung von Abfallwirt​schaftsverbünden und die Maßnahmen des Landes zur Auslastung der im Land vorhandenen Abfallbehandlungsanlagen darzulegen, wobei die Ratsversammlung davon ausgeht, daß die Auslastung der Kieler MVA Priorität vor der Schaffung neuer Abfallbehandlungskapazitä​ten im Lande hat.

Die Verwaltung wird beauftragt, sich um eine Stellungnahme des Umweltministers vor Beratung und Beschlußfassung der Ratsver​sammlung über eine eventuelle Beantragung auf Verlängerung der Betriebsgenehmigung für Kessel 3 zu bemühen.


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

33. Antragsunterlagen für einen eventuellen Weiterbetrieb          - Drs. 577 ​
von Kessel 3 des Müllheizwerkes

Stellv. Stadtrat   R o g a c k i   (CDU) teilt mit, daß die CDU-Ratsfrakti​on die Ursprungsvorlage als Fraktionsantrag übernimmt.

Stellv. Stadtrat   O s c h m a n n   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) teilt mit, daß die Begründung der neuen Vorlage zu streichen ist, da diese zur Ursprungs​vorlage, also dem CDU-Antrag, gehört.

2. stellv. Stadtpräsident   K e m p e   (SPD) stellt beide Anträge alterna​tiv zur Abstimmung. Dabei erhält die neue Drs. 577 (ohne Begründung) die Stimmenmehrheit.

34. Betreff:  Unbefristete Fortführung des Semestertickets         - Drs. 578 
​zu verbesserten Konditionen


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver​sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren gemäß § 12 Abs. 4 Satz 2 des Gesellschaftervertrages folgendem Beschluß zuzustimmen:

  1. Mit Wirkung ab Wintersemester 1996/97 wird das Semesterticket​Angebot unbefristet verlängert.

  2. Die Abgeltung der Studierenden für dieses Semesterticket beträgt 44,00 DM und gilt zunächst für die nächste Tarifperiode.

  3. Die Beschlußfassung ergeht unter der Voraussetzung des positiven Ergebnisses bei den Abstimmungen durch die Studentenparlamente.

  4. Nur unter der Voraussetzung eines positiven Ergebnisses bei den Abstimmungen durch die Studentenparlamente wird der Antrag zur Genehmigung dem Minister für Wirtschaft, Technik und Verkehr vorgelegt.

34. Unbefristete Fortführung des Semestertickets                   - Drs. 578 ​
zu verbesserten Konditionen

An der Beratung und Beschlußfassung nehmen die gewählten Aufsichtsratsmit​glieder der VVK und der KVAG und die dort Beschäftigten nicht teil. Beschluß über die Drs. 578: Nach Antrag - mit Mehrheit -

35. Kleine Anfragen 

a) Bioabfallkompostierungsanlage Kiel                          - Drs. 571 
​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

In der Beschlußvorlage zur Vergabe von Leistungen zum Betrieb der Biob​abfallkompostierungsanlage Kiel vom 16. Juni 1994 ist davon die Rede, daß "jede Tonne organischen Abfalls, die in Zukunft nicht thermisch be​handelt werden muß (MVA), den Gebührenzahler nach derzeitigen Preisen um rund DM 60,-- entlastet. Diese Differenz wird sich in Zukunft aufgrund des stärker steigenden MVA-Verbrennungspreises noch erhöhen."



Auf der Basis dieser Auskunft frage ich:

1. Wie hoch wird die Entlastung angesichts der nicht vorhandenen Ausla​stung der MVA in Kiel und der vorgesehenen Kostenübernahme für die Bio-Tonne für den Gebührenzahler sein? Wird es ggf. zu einer Mehrbe​lastung im Verhältnis zu den derzeitigen Kosten auf der Basis der Müllmengen und Gebühren des Jahres 1995 kommen?

2. Wie hoch sind die Einsparungen für den einzelnen Gebührenzahler zu beziffern, wenn von einer flächendeckenden und gebührenpflichtigen Einführung der Bio-Tonne in Kiel abgesehen und statt dessen der kom​postierbare Müll weiterhin in der MVA verwertet werden würde?

3. Sind ein Ausstieg oder eine Änderung der Vereinbarung noch möglich? Mit welchen Konsequenzen wäre dies verbunden?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor


b) Archivierung des Aktenbestandes der LHS Kiel                - Drs. 572 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Nach welchen Kriterien werden aus dem Aktenbestand der Landeshaupt​stadt Kiel historisch bedeutsame Vorgänge (z. B. Verträge, Standes​amtdaten, Bauunterlagen) zur langfristigen Archivierung ausgewählt?



2. In welcher Art und Weise werden Akten der Landeshauptstadt Kiel ar-

chiviert und welche Methoden/Verfahren werden dabei insbesondere für die langfristige Sicherung historisch bedeutsamer Vorgänge angewen​det?

3. Reichen die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel für die Archivie​rung und langfristige Sicherung historisch bedeutsamer Akten aus und wenn nicht, wie hoch ist der gegenwärtige Bedarf, um Rückstände auf​zuarbeiten und zukünftig die regelmäßige und sachgerechte Archivie​rung zu gewährleisten.



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

c) B-Plan Nr. 839 (Baugebiet Suchsdorf, Steenbeker             - Drs. 573 
​Weg - Steekberg)

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Seit wann ist der Stadtverwaltung bekannt, daß auf dem Gebiet des Be​bauungsplans Nr. 839 entgegen der ursprünglichen Planung aus Anlaß der Verlegung von Teilen der im Bereich der Hörn ansässigen Firma Raiffeisen HaGe nunmehr die Firma Bauhaus einen großflächigen Bau​und Gartenmarkt errichten bzw. beziehen wird?

2. Stimmt die Verwaltung der Nutzung des Geländes durch die Firma Bau​haus als Fachmarkt zu? 

Wenn ja: Weshalb ist der B-Plan Nr. 839 damit begründet, daß Pla​nungsanlaß die Verlegung der Firma Raiffeisen HaGe ist, obwohl diese nicht stattfindet? 

Wenn nein: Sieht sich die Verwaltung durch die Firma Raiffeisen HaGe getäuscht und was gedenkt sie, dagegen zu unternehmen?

3. Welche rechtlichen Möglichkeiten hat die Landeshauptstadt Kiel, die als Ersatzfläche für den Wegzug aus dem Teilbereich Hörn an die Firma Raiffeisen HaGe übereignete Fläche am Steenbeker Weg/Steekberg wegen Zweckwegfalls zurückzuerwerben? Welche vertraglichen Auflagen wurden der Firma Raiffeisen HaGe in Verbindung mit dem Grundstückstausch ge​macht?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

35. c) B-Plan Nr. 839 (Baugebiet Suchsdorf, Steenbeker Weg -        - Drs. 573 
Steekberg)

Stadtrat   D r .   W u l f f   (CDU) gibt zu Protokoll, daß lt. Magi​stratssitzung vom 14. August 1996 die Antwort zum B-Plan 839 noch er​gänzt werden soll.



Der bisher vorliegende Entwurf einer Antwort ist beigefügt.

d) Personalsituation in ausgewählten Ämtern und                - Drs. 583 
​Abteilungen

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wie stellt sich die Altersstruktur, aufgegliedert nach Abteilungen, in folgenden städtischen Ämtern und Abteilungen dar:




a) Hochbauamt




b) Stadtvermessungsamt




c) Tiefbauamt




d) Stadtplanungsamt




e) Prüfamt für Baustatik




f) Grünflächenamt





g) Städtisches Laboratorium





h) Bürgerberatungs- und Rechtsberatungsstelle





i) Schulunterhaltungsangelegenheiten





j) Gesundheitsamt





k) Sportamt?

2. In welchen Besoldungs- bzw. Tarifgruppen befinden sich die zu Frage 1. aufgelisteten Mitarbeiter, jeweils bezogen auf den Einzelfall und die abgefragten Abteilungen?

3. Wie lautet die "berufstechnische" Bezeichnung, die die Mitarbeiter basierend auf ihre Ausbildung jeweils führen (wiederum aufgelistet bezogen auf den Einzelfall und untergliedert nach den entsprechenden Abteilungen)?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

35. d) Personalsituation in ausgewählten Ämtern und Abteilungen    - Drs. 583 -

2. Stellv. Stadtpräsident   K e m p e   (SPD) gibt bekannt, daß die Ant​wort noch nicht vorliegt. Die vom Personalamt zu erwartende Antwort ist aus datenschutzrechtlichen Gründen an den Personalausschuß zurückzugeben und sollte nur den Mitgliedern des Personalausschusses zur Kenntnis ge​geben werden.


e) Schulsituation in Mettenhof                                 - Drs. 584 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Wie stellt sich die gegenwärtige Situation an den Mettenhofer Schulen (getrennt nach Schulen, Schularten und Klassenstufen) dar und werden zumutbare Klassenfrequenzen durch eine ausreichende Anzahl von Klas​senräumen und Lehrkräften sichergestellt.?

2. Wie wird die zukünftige Auslastung der Mettenhofer Schulen (getrennt nach Schulen, Schularten und Klassenstufen) unter Berücksichtigung der Wohnungsbaumaßnahmen an Vaasastraße und Sibeliusweg sowie evtl. Baumaßnahmen am Göteborgring prognostiziert, und welche Maßnahmen werden erforderlich, um zumutbare Klassenfrequenzen zu gewährleisten?

3. Ist aufgrund der aktuellen und prognostizierten Schülerzahlen gegen​wärtig und zukünftig der Bestand aller in Mettenhof vorhandenen Schu​larten sichergestellt und wenn nicht, welche Veränderungen sind zu erwarten, und welche Planungsabsichten gibt es bereits hierzu?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor


f) Hörnbrücke                                                  - Drs. 614 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Haben alle Anbieter innerhalb oder außerhalb ihres Angebotes für die Freifeld-Zugbrücke über die Hörn zehn Jahre   k o s t e n l o s e  Wartung und eine ebenso lange Garantie zugesichert und gibt es diese Zusage in schriftlicher Form?

2. Hätte bei Herausnahme dieser Garantie die nunmehr beauftragte Firma ebenfalls den Zuschlag erhalten und sind Zusagen dieser Art national und international üblich?

3. Wie hoch schätzt der Stadtbaurat die voraussichtlichen jährlichen Wartungskosten und wer trägt für den Fall der verschuldeten oder un​verschuldeten Nichtvertragserfüllung die Folgekosten?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

36. Betreff:  Neuwahl eines Mitgliedes und eines stell-
 - Drs. 613 -





vertretenden Mitgliedes im Behindertenbeirat


Berichterstatter:  Stadtrat Raupach

Antrag: Als Mitglied im Behindertenbeirat wird Herr Alfred Witthöft, Stein​kamp 47, 24149 Kiel, vom Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behinderten und Rentner Deutschland e. V. benannt.

Als stellvertretendes Mitglied wird Herr Herbert Fleischer, Mit​telstr. 23, 24103 Kiel, vom Verband der Kriegs- und Wehrdienstop​fer, Behinderten und Rentner Deutschland e. V. benannt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

37. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle
 - Drs. 605 -





63.954.950 - Straßenbau im Zusammenhang mit





Arbeiten der Ver- und Entsorgungsträger -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Es wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 350.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 63.954.950 - Straßenbau im Zusammenhang mit Arbei​ten der Ver- und Entsorgungsträger - zugestimmt.

Die Mehrausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben (unter Berück​sichtigung der dabei entstehenden Mindereinnahmen), im einzelnen wie folgt:




- 66.106.360  vom Bund für den Umbau Joachimplatz







mit Friesenbrücke




- Mindereinnahmen -                   - 1.020.000,00 - 66.106.361  vom Land für den Umbau Joachimplatz







mit Friesenbrücke




- Mindereinnahmen -                   -   130.000,00 - 66.106.950  Umbau Joachimplatz mit Friesenbrücke







- Minderausgaben -                    - 1.500.000,00

  350.000,00 ============


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

38. Betreff:  Außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle
 - Drs. 606 -





63.034.950 - Bau von Velorouten -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Es wird einer außerplanmäßigen Ausgabe von 235.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 63.034.950 - Bau der Velorouten - zugestimmt. Die Mehrausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben bzw. Mehreinnahmen zu anderen Bauvorhaben, im einzelnen wie folgt:




- 65.005.960  Erneuerung von Schilderbrücken







- Minderausgaben -
20.000,00 DM




- 65.910.360  vom Bund für Gablenzstraße







mit Brücken




- Mehreinnahmen -                      200.000,00 DM - 65.910.361  vom Land für Gablenzstraße







mit Brücken







- Mehreinnahmen -
15.000,00 DM








235.000,00 DM


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

39. Betreff:  Außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle

 - Drs. 607 -




66.111.950 - Straßensanierung -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Es wird einer außerplanmäßigen Ausgaben vom 200.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 66.111.950 - Straßensanierung - zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei anderen Bauvorha​ben, im einzelnen wie folgt:



66.001.360  vom Bund für den Umbau Dreiecksplatz






- Mehreinnahmen -
130.000,00 DM



66.007.360  vom Land für die Verlegung der B 76






Teilstrecke Dorfstraße -






Unterhaltungsgrenze






- Mehreinnahmen -

70.000,00 DM

200.000,00 DM =============


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

40. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle

 - Drs. 608 -




63.054.950 - Bauliche Maßnahmen zur Schulweg-




sicherung -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Es wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 150.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 63.054.950 - Bauliche Maßnahmen zur Schulwegsiche​rung - zugestimmt.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen bei anderen Bauvorhaben, im einzelnen wie folgt:

- 63.054.361  vom Land für Maßnahmen zur Schulweg-







sicherung







- zugeh. Mehreinnahmen -

 55.000,00 DM



- 63.034.360  vom Bund für den Bau der Velorouten







- Mehreinnahmen -

 55.000,00 DM

- 65.024.360  vom Bund für die Einrichtung eines Verkehrsrechnersystems







- Mehreinnahmen -

 40.000,00 DM

150.000,00 DM =============


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

41. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle

 - Drs. 609 -




63.091.950 - Ausbau des Radwegenetzes -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Es wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 150.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 63.091.950 - Ausbau des Radwegenetztes - zuge​stimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei anderen Bauvorha​ben, im einzelnen wie folgt:

- 66.001.360  vom Bund für den Umbau Dreiecksplatz







- Mehreinnahmen -
120.000,00 DM

- 66.001.361  vom Land für den Umbau Dreiecksplatz







- Mehreinnahmen -
 30.000,00 DM

150.000,00 DM =============


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

42. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle
 - Drs. 610 -





66.913.950 - Brücken-Sanierung


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Einer überplanmäßigen Ausgabe von 445.000 DM bei der Haushaltsstel​le 66.913.950 - Brücken-Sanierung - wird zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben bei folgender Haus​haltsstelle:

700.181.951 Sanierung des Hauptsammlers zum Klärwerk






Bülk
445.000 DM


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

43. Betreff:  Schaffung der planerischen und baurechtlichen
 - Drs. 598 -





Voraussetzungen für zusätzliche Baugrundstücke





im Ortsteil Kiel-Hammer


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Das Baudezernat wird gebeten, für den Ortsteil Kiel-Hammer die pla​nerischen und baurechtlichen Voraussetzungen für die Schaffung zu​sätzlicher Baugrundstücke für die Errichtung von Einfamilienhäusern zu schaffen.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

44. Verschiedenes

a) Ratsherr   W i t t   (CDU) fragt an, ob es zutrifft, daß ein städtisches Grundstück, für das vor kurzem ein städtebaulicher Wettbewerb durchge​führt wurde, einem Baumarktbetreiber zur Verfügung gestellt werden soll. Es gab schon im Vorfeld Überlegungen, diesen Baumarkt dort anzusiedeln, was jedoch aus städtebaulichen Gründen nicht gewünscht wurde.

Stadtbaurat   D r .   F l a g g e   (SPD) sagt zu, die erforderlichen Informationen zu gegebener Zeit vorzulegen.

b) Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) fragt an, ob es richtig ist, "daß ein Mitglied der Grünen im Bauausschuß maßgeblich an den Planungen zusammen mit dem Stadtplanungsamt beteiligt war in bezug auf die Nachverdichtun​gen in Suchsdorf."

Stadtbaurat   D r .   F l a g g e   (SPD) teilt mit, daß die Nachver​dichtungen in Suchsdorf auf Vorstellungen der KWG zurückgehen und daß der Architekt vom Auftraggeber ausgewählt wurde.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

2. Stellv. Stadtpräsident   K e m p e   (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 19. September 1996 stattfindet. Er schließt

die Öffentliche Sitzung.

Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

2. Stellv.                   1. Stellv.                 2. Stellv. Stadtpräsident                  Schriftführer              Schriftführerin

Protokollführerin

